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Kooperation zwischen deutscher Industrie und 
Entwicklungspolitik 
 
 
Entwicklungspolitik und deutsche Industrieunternehmen sind in vielen 
Entwicklungsländern aktiv. Ihre Ziele sind naturgemäß zunächst verschie-
den: auf der einen Seite die Unterstützung der Entwicklung der Partnerlän-
der, auf der anderen die Erwirtschaftung eines positiven Unternehmenser-
gebnisses. Doch diese Ziele schließen sich nicht aus. Im Gegenteil: Viele 
Aktivitäten von Industrieunternehmen können wichtige Entwicklungsbei-
träge leisten. Die Halbierung der Armut von 1990 bis 2015, wie sie die 
Millennium-Entwicklungsziele der Vereinten Nationen vorsehen, ist ohne 
wirtschaftliches Wachstum auf der Grundlage starker privatwirtschaftlicher 
Initiativen aus In- und Ausland nicht möglich. Die Regierungspolitik der 
Entwicklungsländer und die Entwicklungspolitik der Industrieländer müs-
sen als wesentliches Element die Stärkung des Privatsektors stärker in den 
Vordergrund stellen, hierfür geeignete Rahmenbedingungen schaffen und 
flexible Instrumente zur Unterstützung anbieten. Durch geschickte Koope-
ration zwischen Entwicklungspolitik und Industrie lassen sich Synergien er-
schließen, von denen Entwicklungsländer und Unternehmen profitieren. Die 
deutsche Industrie steht bereit, gemeinsam mit der Entwicklungspolitik die-
se Synergien noch stärker als bisher zu identifizieren und zu nutzen. Poten-
ziale und Voraussetzungen hierfür werden im Folgenden skizziert. 
 
 

 
 
1. Welche Beiträge kann die deutsche Industrie leisten? 
 

Die deutsche Industrie trägt auf verschiedene Weise zur Erreichung der 
Entwicklungsziele bei: durch Kapitalinvestitionen und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen, durch Know-how und Technologie-Transfer, durch Impulse 
für lokale privatwirtschaftliche Strukturen und durch Wahrnehmung ihrer 
gesellschaftlichen Verantwortung. 
 

Kapitalinvestitionen, Arbeitsplätze, Steueraufkommen 
 
Die deutsche Industrie kann in Entwicklungsländern Geld investieren. Dies 
tut sie bereits in erheblichem Umfang: Der Bestand deutscher Direktinvesti-
tionen in Schwellen- und Entwicklungsländer hat sich von 1990 bis 2005 
auf rd. 90 Mrd € verdreifacht. Durch die Investitionen wurden rd. 1,4 Milli-
onen Arbeitsplätze geschaffen, die Einkommen und Lebensgrundlage nicht 
nur der Familien der Arbeitnehmer, sondern auch für Millionen weiterer 
Menschen sichern, die in  lokalen Zulieferbetrieben tätig sind oder Dienst-
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weiligen Entwicklungsland; gerade in Ländern, in denen der informelle 
Sektor dominiert, stellen die Steuerzahlungen formell operierender auslän-
discher Unternehmen eine wichtige Einnahmequelle für staatliche Haushal-
te dar. Weitere Steigerungen der Kapitalinvestitionen sind möglich. Sie 
hängen aber in erster Linie von Marktgröße, Marktattraktivität und Rah-
menbedingungen in den jeweiligen Ländern ab. Die Entwicklungspolitik 
kann sie jedoch durch die unten skizzierten Maßnahmen erleichtern. 
 

Know-how- und Technologietransfer 
 
Die Entwicklungsbeiträge der deutschen Industrie beschränken sich nicht 
auf Finanzmittelströme. Mindestens genauso wichtig ist der Transfer von 
Know-how und Technologie, den deutsche Unternehmen in Entwicklungs-
ländern leisten. Die deutsche Industrie ist in zahlreichen höchst entwick-
lungsrelevanten Sektoren Marktführer. Durch Einsatz ihrer Technologien in 
Entwicklungsländern trägt sie u.a. zu effizientem Ressourceneinsatz und 
Umweltschutz bei. Die Qualifizierung von Mitarbeitern und die Vermitt-
lung moderner Managementmethoden sind integrale Bestandteile der Stra-
tegien deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern. Sowohl der Tech-
nologietransfer als auch der Transfer betriebswirtschaftlichen Know-hows 
und die damit verbundenen Beiträge zur Verbesserung des Qualifikations-
niveaus der Arbeitnehmer stellen wichtige entwicklungsrelevante Investiti-
onen deutscher Unternehmen dar – auch wenn die Lieferung der Technolo-
gie und die Vermittlung des Wissens im Rahmen von Aufträgen der Ent-
wicklungszusammenarbeit erfolgt. Z.B. im Infrastruktursektor wird damit 
gleichzeitig die notwendige Schaffung der Basis für eine positive wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung unterstützt. 
 

Stärkung privatwirtschaftlicher Strukturen in Entwi cklungsländern 
 
Die Millennium-Entwicklungsziele können nur durch die Entwicklung eines 
starken lokalen Privatsektors erreicht werden. Deutsche Industrieunterneh-
men in Entwicklungsländern gehen Kooperationen mit lokalen Zulieferern, 
Händlern oder anderen Partnerunternehmen ein. Damit fördern sie den Auf-
bau lokaler Betriebe und stärken privatwirtschaftliche Strukturen. 
 

Corporate Social Responsibility 
 
Über die Einhaltung rechtlicher Bestimmungen hinaus engagieren sich 
viele deutsche Unternehmen freiwillig für nachhaltige Entwicklung. 
CSR-Initiativen sind Beiträge, die Unternehmen im Rahmen ihrer Ge-
schäftstätigkeit für eine zukunftsfähige Gesellschaft leisten. Sie entsprin-
gen dem Engagement des jeweiligen Unternehmens und beruhen auf Ei-
geninitiative und Eigenverantwortung.  Deutsche Unternehmen leisten so 
auf freiwilliger Basis einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung von Men-
schenrechten, Sozial- und Umweltstandards, für Gesundheit, Aus- und 
Fortbildung sowie zur Bekämpfung von Korruption. Die gesellschaftliche 
Verantwortung von Unternehmen ist vor allem dann gefragt, wenn die 
Unternehmen in Ländern mit schwachen staatlichen Strukturen und ver-
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Entwicklungsländer. 
 

Bei der Entwicklung ihres gesellschaftlichen Engagements orientieren 
sich deutsche Unternehmen an einer Reihe von Referenztexten und In-
strumenten. Direkt an Unternehmen gerichtete Orientierungsrahmen sind 
vor allem die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, die drei-
gliedrige Erklärung der ILO, der UN Global Compact (99 deutsche Un-
ternehmen gehören dem Global Compact an). 
 
 
2. Wie kann die Entwicklungspolitik die Kooperationspoten-
ziale mit der Industrie stärker nutzen? 
 

Förderung privatsektorfreundlicher Rahmenbedingungen in Entwick-
lungsländern 
 
Gute Regierungsführung ist ebenso entscheidend für die Entwicklung eines 
starken lokalen Privatsektors wie für ausländische Investoren. Die Entwick-
lungszusammenarbeit (EZ) sollte dabei verstärkt wirtschaftsrelevante Go-
vernance-Bereiche wie eine funktionsfähige Finanz- und Zollverwaltung, 
klare Eigentumsverhältnisse und eine unabhängige und effektive Justiz för-
dern. Bürokratische und oft intransparente Verfahren sowie die mangelnde 
Durchsetzbarkeit vertraglicher Ansprüche sind Haupthemmnisse für Handel 
und Investitionen.  
 
Durch die Förderung regionaler Integration kann die Entwicklungspolitik 
wichtige Beiträge zum Entstehen größerer, für ausländische Unternehmen 
attraktiverer Märkte in Entwicklungsländern leisten. Daneben gilt es, ihre 
Unterstützung beim Aufbau von Handelskapazitäten fortzusetzen.  
 
Unzureichende physische Infrastruktur hemmt die Entwicklung in vielen 
Ländern. Für den Aufbau physischer Infrastruktur im Transport-, Wasser- 
und Energiesektor sind weiterhin substanzielle öffentliche Mittel und Mo-
delle erforderlich, die die Instandhaltung entwicklungsfinanzierter Infra-
struktur sicherstellen. 
 
Flexibilisierung des entwicklungspolitischen Instrumentariums für di-
rekte Kooperation mit der Privatwirtschaft; stärker e Nutzung der He-
belwirkung von EZ-Mitteln 
 
Die Förderung von Entwicklung durch unmittelbare Kooperation mit Pri-
vatunternehmen sollte im Bewusstsein der Entwicklungspolitik gleichbe-
rechtigt neben die klassische EZ mit staatlichen Akteuren rücken. Auf diese 
Weise kann die Hebelwirkung von EZ-Mitteln signifikant erhöht werden. 
 
Die Finanzierungs- und Beteiligungs-Instrumente der DEG entsprechen 
dieser Philosophie, sollten aber bedarfsgerecht und soweit erforderlich mit 
EZ-Mitteln des Bundes ausgeweitet werden. Fehlende Finanzierungsmög-
lichkeiten für Investitionen unter 3-5 Mio. € stellen ein wesentliches Hin-
dernis für Aktivitäten mittelständischer Unternehmen in Entwicklungslän-
dern dar.  
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Verbesserte Möglichkeiten der Risikoreduzierung können die Investiti-
onsbereitschaft von Unternehmen erhöhen. Für entwicklungsrelevante In-
vestitionsvorhaben von Privatunternehmen sollte daher in enger Konsultati-
on mit der verfassten Wirtschaft eine entwicklungspolitisch motivierte Er-
gänzung des Garantieinstrumentariums der Außenwirtschaftspolitik geprüft 
werden. Dabei geht es nicht um die Übernahme originär wirtschaftlicher Ri-
siken durch die EZ, sondern v.a. um Risiken der Nichteinhaltung staatlicher 
Zusagen über Rahmenbedingungen, die für den Projekterfolg wesentlich 
sind. Die entwicklungspolitisch wünschenswerte Hebelwirkung öffentlicher 
(Garantie- )Mittel sollte Anlass für eine Initiative bei der OECD geben, Ga-
rantien ohne Eintritt des Schadensfalls teilanrechenbar auf die Official De-
velopment Aid (ODA) zu machen.  
 
Private Investitionen in Wasser- und Energieversorgung und ggf. 
Transportinfrastruktur setzen innovative Formen der Kofinanzierung und 
Risikoübernahme voraus, da die Amortisierung der Investitionen lang und 
die Risiken ausbleibender Gebührenzahlungen i.d.R. sehr hoch sind.  
 
Die PPP-Fazilität des BMZ, sollte in verschiedene Richtungen weiterent-
wickelt werden: Angestrebt werden sollten die Öffnung für entwicklungsre-
levante Aktivitäten im Unternehmens-Kerngeschäft zumindest für KMU, 
budgetäre Anreizstrukturen für die Länderverantwortlichen der EZ-
Durchführungsorganisationen, verstärkt PPP-Aktivitäten in ihren Partner-
ländern zu fördern, sowie daneben ein weder länder- noch sektorgebunde-
ner Fonds für innovative Projektvorschläge von Unternehmen. 
 

Fairer Wettbewerb um Aufträge aus EZ-Vorhaben 
 
Technologie- und Know-how-Transfer durch deutsche Unternehmen und 
ihre Impulse für die Entwicklung des lokalen Privatsektors werden nicht nur 
durch Investitionen, sondern auch im Rahmen von EZ-Aufträgen ermög-
licht. Daher liegt ein fairer Zugang der Unternehmen zu EZ-Aufträgen auch 
im entwicklungspolitischen Interesse – ganz abgesehen davon, dass die im 
Rahmen von Aufträgen gewonnenen Kontakte spätere Investitionen erleich-
tern können.  
 
Neben dem begonnenen Prozess der Anpassung von Vergabeverfahren 
der bilateralen Zusammenarbeit sollte die Entwicklungspolitik daher fai-
ren Vergaberegeln europäischer und multilateraler Entwicklungsorgani-
sationen und deren konsequenter Umsetzung verstärkte Beachtung schen-
ken. Dasselbe gilt für eine enge Überwachung der Projektdurchführung, 
insbesondere für die Auszahlungsmechanismen. Die Aufmerksamkeit der 
Politik darf sich nicht auf die Definition von Strategien und Konzepten be-
schränken, sondern muss ausreichende Kapazitäten für die Kontrolle der 
Umsetzung bereitstellen. Bei Vergabe und Durchführung von Entwick-
lungsvorhaben muss sie den Prinzipien eines effizienten und effektiven 
Einsatzes deutscher Steuermittel höchste Priorität zukommen lassen – 
auch im Vergleich zu dem Ziel einer stärkeren Eigenverantwortung der 
Entwicklungsländer. Vor diesem Hintergrund spricht sich der BDI gegen 
die verstärkte Anwendung nationaler Vergaberegeln auf entwicklungsfinan-
zierte Vorhaben aus.  
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Verzahnung mit anderen Politikfeldern 
 
Der BDI erwartet, dass die Entwicklungspolitik eng mit anderen Politikfel-
dern kooperiert. Der BDI erinnert die Bundesregierung an die Vereinba-
rung im Koalitionsvertrag 2005, Außenwirtschaftsund Entwicklungs-
politik enger zu verzahnen. Wichtige Schritte, die die Investitionsbereit-
schaft deutscher Unternehmen erhöhen können – wie z.B. die Erweiterung 
der Instrumente der Risikoabfederung oder die Unterstützung bei der Etab-
lierung von Geschäftskontakten -, sind teilweise von den Institutionen der 
Entwicklungszusammenarbeit und teilweise von den Strukturen der deut-
schen Außenwirtschaftsförderung zu leisten. Der BDI ruft die Bundesregie-
rung auf, die Arbeit dieser Institutionen auf der politischen und auf der 
Durchführungsebene systematisch zu vernetzen, Synergien verstärkt zu 
nutzen und Fortschritte anhand messbarer Indikatoren zu überprüfen. Der 
BDI erwartet von der Bundesregierung, dass diese die deutsche Wirtschaft 
bei der konkreten Ausgestaltung wirtschaftsrelevanter Bereiche der Ent-
wicklungspolitik eng konsultiert.  
 


